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// Im Blickpunkth

Leiharbeitnehmer geh�ren heute fast �berall zur betrieblichen Praxis. Bei deren Einsatz wird jedoch allzu oft deutlich, dass

Betriebsr�te ihre Beteiligungsrechte nach § 14 Abs. 3 A�G i.V.m. §§ 99, 100 BetrVG gezielt nutzen, um den Einsatz von Leih-

arbeitnehmern zu erschweren. Es stellt sich hierbei immer wieder die Frage, wie weit die Rechte des Betriebsrats in solchen

F�llen reichen k�nnen. Von Tiling befasst sich in seinem Beitrag mit den erw�hnten Beteiligungsrechten beim Einsatz von

Leiharbeitnehmern und erl�utert die vorliegende Problematik anhand von Praxisbeispielen und Rechtsprechung.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Tobias Barth, RA, Bei-

ten Burkhardt, M�nchen

Elternzeit – Zustimmung zur K�n-
digung bei Betriebsstilllegung

Ein Arbeitgeber kann ein Arbeitsverh�ltnis ab

dem Zeitpunkt, von dem an Elternzeit verlangt

worden ist, h�chstens jedoch acht Wochen vor

BeginnderElternzeit, sowiew�hrendderEltern-

zeit grunds�tzlich nicht k�ndigen (§ 18 Abs. 1

BEEG). In „besonderen F�llen“ kann die f�r den

Arbeitsschutz zust�ndige Beh�rde eine K�ndi-

gungf�rzul�ssigerkl�ren.Diesgiltnachderein-

schl�gigen allgemeinen Verwaltungsvorschrift

insbesondere bei der Stilllegung eines Betrie-

bes. Daes sich jedochweiterhinumeineErmes-

sensentscheidung der Beh�rde handelt, war

fraglich, ob auch sozialrechtliche Folgen – kon-

kret etwa die M�glichkeit der beitragsfreien

Weiterversicherung in der gesetzlichen Kran-

kenversicherung – zu ber�cksichtigen sind.

Das BVerwG (Urteil vom 30.9.2009 – 5 C 32.08)

hat in �bereinstimmung mit der Rechtspre-

chung des BAG (Urteil vom 20.1.2005 – 2 AZR

500/03)nunmehrentschieden, dassdieBeh�r-

de imFallederdauerhaftenBetriebsstilllegung

dem Antrag auf Zulassung der K�ndigung ei-

nes in Elternzeit befindlichen Arbeitnehmers

„in aller Regel“ stattgebenmuss. Dies ist ann�-

hernd selbstverst�ndlich: Aufgrunddes verfas-

sungsrechtlich gesch�tzten Rechts des Arbeit-

gebers, sein Unternehmen aufzugeben, muss

er wirksam k�ndigen k�nnen. Das Verbot der

K�ndigung w�hrend der Elternzeit dient dem

Schutz vorVerlust desArbeitsplatzesundnicht

dem Interesse an einer beitragsfreien Weiter-

versicherung indergesetzlichenKrankenversi-

cherung. Die Entscheidung ist nicht zuletzt

auch vor dem Hintergrund der dualen Rechts-

wegzust�ndigkeit zubegr�ßen.

Entscheidungen
EuGH: Keine K�rzung der Entlassungs-

entsch�digung bei Elternurlaub

Der EuGH entschied in seinem Urteil vom

22.10.2009 – C-116/08 – wie folgt: Die Entlas-

sungsentsch�digung f�r einen in Vollzeit ange-

stellten Arbeitnehmer, der w�hrend eines Eltern-

urlaubs auf Teilzeitbasis entlassen wird, berech-

net sich auf der Grundlage seines Vollzeitgehalts.

Andernfalls k�nnte eine nationale Regelung, die

im Fall eines Elternurlaubs zu einer Herabsetzung

der sich aus dem Arbeitsverh�ltnis ergebenden

Rechte f�hrte, den Arbeitnehmer davon abhal-

ten, �berhaupt Elternurlaub zu nehmen, und den

Arbeitgeber dazu zu veranlassen, bevorzugt „be-

urlaubte“ Arbeitnehmer zu k�ndigen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2421-1

unterwww.betriebs-berater.de

BVerfG: Ungleichbehandlung im Bereich der

betrieblichen Hinterbliebenenrente

Das BVerfG entschied in seinem Beschluss vom

7.7.2009 – 1 BvR 1164/07 – wie folgt: Die Rege-

lung der Hinterbliebenenrente in der Satzung des

Versorgungsamts des Bundes und der L�nder

f�hrt zu einer Ungleichbehandlung zwischen Ver-

sicherten, die verheiratet sind, und solchen, die in

einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben.

Ein verheirateter Versicherter hat als Teil seiner ei-

genen zusatzrentenrechtlichen Position eine An-

wartschaft darauf, dass im Falle seines Verster-

bens sein Ehegatte eine Hinterbliebenenversor-

gung erh�lt. Ein Versicherter, der eine eingetrage-

ne Lebenspartnerschaft begr�ndet hat, erlangt

eine solche Anwartschaft f�r seinen Lebenspart-

ner nicht.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-2421-2

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Betriebs�bergang – Haftung des

Betriebserwerbers

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

22.10.2009 – 8 AZR 766/08 – wie folgt: Betriebs-

stilllegung und Betriebs�bergang schließen ein-

ander aus. Unter Betriebsstilllegung ist die Aufl�-

sung der zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer bestehenden Betriebs- und Produktionsge-

meinschaft zu verstehen. Kommt es nach der

faktischen Einstellung des Betriebs und vor Ab-

lauf der K�ndigungsfristen zu einem Betriebs-

�bergang, tritt der Betriebserwerber gem�ß

§ 613a Abs. 1 S. 1 BGB in die Rechte und Pflich-

ten aus den noch bestehenden Arbeitsverh�ltnis-

sen ein.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2421-3

unterwww.betriebs-berater.de

LAGN�rnberg:Betriebs�nderung im

Kleinbetrieb

Das LAG entschied in seinemUrteil vom 21.9.2009

– 6 Sa 808/08 – wie folgt: Legt der Arbeitgeber im

Kleinbetrieb einen abgrenzbaren Teil still, ist eine

interessenausgleichspflichtige Betriebs�nderung

dann gegeben, wenn dieser Teil „wesentlich“ f�r

den Kleinbetrieb war. F�r die erforderliche quanti-

tative Betrachtung ist die Staffel des § 17 Abs. 1

KSchG unter Beachtung ihres f�r gr�ßere Betriebe

abnehmendenVerlaufs „nachunten“ fortzusetzen.

Der Betriebsteil ist alswesentlich anzusehen,wenn

in ihmmindestens 30% der Arbeitnehmer des Be-

triebs besch�ftigt waren. Dabei kommt es auf die

im stillgelegtenTeil vorhandenenArbeitspl�tze an,

so dass auch Arbeitnehmer zu ber�cksichtigen

sind,dieohnehinwegenErreichensderAltersgren-

ze ausscheiden. Zu ber�cksichtigen ist auch, ob es

sichumVoll-oderTeilzeitarbeitspl�tzehandelt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2421-4

unterwww.betriebs-berater.de

ArbG L�rrach: Verdachtsk�ndigung bei

„Lottogewinn-Betrug“

Das ArbG entschied in seinem Urteil vom

19.8.2009 – 5 Ca 258/09 – wie folgt: Der dringen-

de Verdacht gegen eine Mitarbeiterin, diese habe

sich gemeinsam mit einer Bekannten den Lotto-

gewinn eines Kunden des Arbeitsgebers ausbe-

zahlen lassen, ist geeignet, eine außerordentliche

K�ndigung zu rechtfertigen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2421-5

unterwww.betriebs-berater.de

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen;
Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg i. Br.; RA Dr. Oliver Simon, Stuttgart; RA Dr. Stefan Simon, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn
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